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A b t r e i b u n g s r e c h t

Flüchtige
Kavaliere
Demütigung für die Frauen:
Der nachgebesserte Paragraph 218
erschwert die Fristenlösung.

as waren das für nobleMänner.
Mutig kämpften sie für die WürW de und das Recht der Frauen a

Selbstbestimmung.Über Abtreibungen,
so forderte einst fortschrittlich der
CDU-Kavalier FriedbertPflüger, soll-
ten Frauenallein entscheiden.

Für das „Jahrhundertwerk“, eine
Paragraphen218, derFrauennicht mehr
bestraft, fochtenSeite an Seite mit de
Frauen tapfere Rechtsexperten w
Frauenrechtlerin Würfel
Tremolo in der Stimme
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Horst Eylmann (CDU),Gerhart Baum
(FDP) und Hans-JochenVogel (SPD).

Eine Geschichte ohne Happy-End
Zwar kam dieFristenlösung, die Abtrei
bungen bis zur 12. Wochestraffrei stellte,
aber das Gesetz landete vor demBundes-
verfassungsgericht und kehrte mit
schwierigenAnweisungen für eine Rev
sion zumGesetzgeber nachBonnzurück.

Seither bringt derParagraph 218 nu
Ärger undkeine Meritenmehr ein. Die
Helden haben sich folgerichtig ver-
drückt. Und was tun die Frauen? S
stehen tapfer zu denflüchtigenMännern:
Im Wahlkampf stört dasThema nur –
bloß keinenÄrger machen.

In dieser Wochewollensich dieBonner
Koalitionsfrauen mit einem restaurierte
Abtreibungsparagraphen begnügen,
habe es nie die Chance auf einfreieres
Frauenrecht gegeben. Braverfüllen sie
alle Wünsche der KarlsruherRichter,
fortan jede Abtreibung zu erschwere
Kein Wort mehr von derEntscheidungs
freiheit derFrau.

Nun ist nur noch vom „Letztent
scheid“ der Frauen die Rede – das
war’s. Zuvor müssen sie allerdings d
zweifache Beratung durch eine Bera
tungsstelle undeinenArzt bestehen.

GegensolcheZumutungen hatten di
Frauennoch vor kurzem demonstrier
als die Wiedervereinigung eineeinheitli-
che Regelung in Ost- und Westdeutsc
land für Schwangerschaftsabbrüche n
wendig machte.Pflichtschuldig gibt die
SPD-Wortführerin Inge Wettig-Danie
meier nun zu Protokoll, sie sei im „tota
len Dissens“ mit der Revision der Fr
stenlösung.

Ihr Trost sind zwei Silben, mitdenen
sich dasKonzept der Sozialdemokrate
vom Antrag der Regierungsfraktione
unterscheidet:Anstatt einer „verant-
wortlichen“ darf eine zur Ab-
treibung entschlosseneFrau
bei den Sozialdemokraten ein
„eigenverantwortliche“ Ent-
scheidungtreffen.

Wer eine Frau zur Abtrei-
bung nötigt, demdrohenkünf-
tig, geht es nach der Koalition
bis zu zwei Jahren Haft; die
SPD will noch drei Jahre
draufschlagen. Vor den Kad
soll jeder, der eineFrau zur
Abtreibung nötigt. Fällt dar-
unter auch eine Freundin, di
den entsprechenden Rat e
teilt?

Wenn es um dieFinanzie-
rung der Schwangerschaftsab
brüche ging, bekam die Fri-
stenlösungs-Suffragette d
FDP, UtaWürfel, vor wenigen
Monatennoch ein Tremolo in
die Stimme. Frauen könnten
sich Abtreibungen nicht lei-
sten, warnte sie damals,falls
der Staatnicht einspringe. Un
gerührt wird sie in dieserWoche dem
veränderten Gesetz zustimmen.

Uta Würfel ist jetzt Spitzenkandidati
der FDP für die Europawahl und ben
tigt die Sympathie derMänner.Deshalb
sieht sieein, daß Frauenihre Abtrei-
bung selbst bezahlen müssen,falls sie
mehr als1800Mark netto verdienen. O
künftig der Bund oder die Länder fü
die Schwangerschaftsabbrüche von
dürftigen Frauenzahlen, muß noch ge
klärt werden.

Erst dann ist das Gesetz, dasallen
Freunden derFristenlösung, den Kava
lieren wie den einst vonihnen unter-
stützten Frauenrechtlerinnen,mißfallen
muß, zuganzer Unvollkommenheit ab
gerundet. Y
pulismus,Redenüber deutsche Zustän
de statt verkniffenemSchweigen.

Ähnliche Einsichten keimenverein-
zelt auch bei Politikern. Der frühe
re SPD-BundesgeschäftsführerPeter
Glotz plädiert für dieoffensiveAusein-
andersetzung mit Rechtsaußen wie d
Deutschen Franz Schönhuber, d
Österreicher JörgHaider oder dem
Franzosen Alain de Benoist.

In „großenDebatten“ müßtenPoliti-
ker wie Schönhuber „von demokrat
schen Politikern mit den besseren A
gumenten widerlegt werden“, fordert
Glotz. Eine „politische Streitkultur“
verdiene ihrenNamen nur, wenn sie
Demokratiefeinden ihren Einflußstrei-
tig mache. Doch gerade daranfehle es:
statt einerDebattenkultur nur „Faxen
der bloßsymbolischen Politik“.

Einmal schon, nach den Branda
schlägen vonMölln, schien esgelungen,
die Erstarrung deröffentlichenDebatte
zu durchbrechen.Millionen protestie-
rende Bürger versammelten sich zu
Lichterketten in den großen Städten.

Das Stichwort von der Zivilcourage
von der politischen Einmischung d
Bürger, wurde damals neuentdeckt.
Mehr Zivilcourage forderteBundesprä
sident Richard von Weizsäcker auc
jetzt wieder, nach den Ausschreitung
von Magdeburg. Doch derVersuch, die
politische Kultur von unten zuverän-
dern, scheiterte vorerst an derpoliti-
schen Sprachlosigkeit vonoben.

Einem harten Kern überzeugtermili-
tanterNationalsozialisten istzudem mit
Bürgermut nicht beizukommen. Alle
Überzeugungsversuche, schränkt E
Nazi Hasselbach ein, würden ansol-
chenLeutensicherabprallen.

Nach Hasselbachs Einschätzung m
ten demokratische Bekehrungsversuc
vor allem bei den „gefährdeten un
noch ungefestigten Jugendlichen, p
tentiellen Gewalttätern in derAlters-
gruppe zwischen 13 und 18Jahren“,
einsetzen, „in der beivielen eine demo-
kratische Grundhaltung ohneNeigung
zur Gewalt noch zu erreichen wäre
Doch gegen dieAnführer, meint der
Aussteiger, helfen nurharteStrafen.

Gegengewalt, resignieren auch i
mer mehr Pädagogen und Kriminolo
gen, sei dieeinzige Sprache, diefana-
tisch auf Gewalt eingeschworene Ide
logen nochverstünden. DurchVerfol-
gungsdruck und Strafrisikomüßten sie
wenigstens zum Verzicht auf offene G
walttätigkeit gedrängtwerden. Rechts-
extremesDenkenschließe „Flexibilität“
und Anpassung an die „Anforderung
des alltäglichenLebens“ nicht aus, er-
klärenScheuch undKlingemann.

Die offene Industriegesellschaft,
die Botschaft der Forscher,könneauch
mit einem Haufen Spinner leben –
wenn sie nur keineHäuser anzün-
den. Y
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